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Neue Bewertungsverfahren in
der Verkehrsplanung

von Astrid Gühnemann, Deutsches Zentrum
für Luft- und Raumfahrt, und Werner Ro-
thengatter, Universität Karlsruhe

Mit dem Verkehrsbericht 2000 sind von Sei-
ten des Bundesministeriums für Verkehr-,
Bau- und Wohnungswesen auch Informati-
onen über die Überarbeitung des gesamt-
wirtschaftlichen Bewertungsverfahrens im
Rahmen der Bundesverkehrswegeplanung
veröffentlicht worden. Obwohl bedeutende
Verfahrensfortschritte erzielt worden sind,
ist die Bewertungsmethodik im Kern gleich
geblieben. Das gibt Anlass, die in der Ver-
kehrsplanung gängigen Bewertungsverfah-
ren einer kritischen Analyse zu unterziehen
und Weiterentwicklungsmöglichkeiten und
Alternativkonzepte aufzuzeigen. Der vorlie-

gende Artikel stützt sich dabei wesentlich
auf Ergebnisse, die im Rahmen des For-
schungsvorhabens „Entwicklung eines Ver-
fahrens zur Aufstellung umweltorientierter
Fernverkehrskonzepte als Beitrag zur Bun-
desverkehrswegeplanung“ im Auftrag des
Umweltbundesamtes erarbeitet wurden.1

Einleitung

Der Bundesverkehrswegeplan (BVWP 2000)
gibt den Rahmen für Investitionen des Bundes
in die Verkehrsinfrastruktur über einen mittel-
bis langfristigen Planungszeitraum vor. Es
handelt sich um eine verkehrsträgerübergrei-
fende Planung unter der Maßgabe, die zur Ver-
fügung stehenden „Finanzmittel verantwor-
tungsvoll und dem Gemeinwohl dienend“
(S. 55) einzusetzen. Die Planungsbehörden
stehen dabei vor der Schwierigkeit, unter-
schiedliche gesellschaftliche Interessen gegen-
einander abzuwägen. Um diesen Prozess abzu-
stützen, werden formalisierte Bewertungsver-
fahren eingesetzt, mit denen die Wirkungen
von Infrastrukturprojekten abgeschätzt und
nach zugrunde gelegten Wertmaßstäben einge-
stuft werden können. Indem objektivierbare
Informationen gewonnen werden, dienen diese
Verfahren gleichzeitig der Aufklärung von
Fachleuten, Betroffenen und der interessierten
Öffentlichkeit. Sie müssen daher nachvollzieh-
bar und in einen strukturierten und institutio-
nalisierten Planungsprozess eingebunden sein.
Außer in der Bundesverkehrswegeplanung
werden in Deutschland zu diesem Zweck stan-
dardisierte Bewertungsverfahren zum Beispiel
auch in den Empfehlungen für Wirtschaftlich-
keitsuntersuchungen von Straßen (EWS–97)
und für die Bewertung von Verkehrswegein-
vestitionen des ÖPNV eingesetzt.

Konventionelle Bewertungsverfahren

Für die gesamtwirtschaftliche Bewertung von
Verkehrsinfrastruktur-Projekten kommen euro-
paweit vor allem nutzwertanalytische und
Kosten-Nutzen Ansätze zur Anwendung. Diese
Bewertungsverfahren haben eine mehrteilige
Struktur gemeinsam (vgl. auch Schnabel, Loh-
se 1997): Die Eigenschaften der zu bewerten-
den Objekte werden in einem Wirkungsmodell
abgebildet. Dabei erfolgt die Auswahl der zu
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untersuchenden Maßzahlen (verkehrliche
Kenndaten, Kosten, raumordnerische Kriterien,
Umweltwirkungen), die Entwicklung und
Auswahl von Szenarien sowie daraus abgeleitet
die Prognose der verkehrlichen Entwicklung
und der Projektwirkungen im Hinblick auf die
im Modell des Wert- und Zielsystems festge-
legten Zielkriterien. Bewertungsregeln und
-algorithmen beschreiben die Transformation
der physikalischen Maßzahlen in Qualitätsindi-
zes. In diesen Bewertungsregeln unterscheiden
sich die nachfolgend kurz dargestellten Verfah-
ren der Nutzwert- und Kosten-Nutzen-Analyse.

Die Nutzwertanalyse (NWA) basiert auf
der allgemeinen Entscheidungstheorie und setzt
formale Rationalität und die Existenz einer
eindeutigen Präferenzordnung der Entscheider
voraus. Ihr liegt ein mehrdimensionales Ziel-
system zugrunde, dessen Maßstäbe aus indivi-
duellen Präferenzen abgeleitet werden. Das
Endergebnis muss deshalb nicht notwendiger-
weise aus einem gesellschaftlich akzeptierten
Wertesystem folgen. Bei der Kosten-Nutzen-
Analyse (KNA) sollen dagegen Entscheidun-
gen nicht aus individuellen Präferenzen des
Entscheidungsträgers, sondern aus einem ge-
sellschaftlich akzeptierten Wertesystem abge-
leitet werden (substantielle Rationalität).
Grundlage hierfür ist die ökonomische Wohl-
fahrtstheorie. Die Wirkungen von Projekten
werden in eine gemeinsame, üblicherweise
monetäre, Zielgröße transformiert, die als
Messgröße für die soziale Wohlfahrt dienen
soll. Die Kosten und Nutzen von Investitionen
werden dann mit ihren Marktpreisen bewertet.
Da für viele Maßnahmeneffekte, insbesondere
externe Effekte durch Umweltbelastungen,
keine Marktpreise existieren, wurden Ersatz-
maßstäbe für deren monetäre Bewertung ent-
wickelt. Damit wird jedoch eine unbegrenzte
Substituierbarkeit von Umwelt und ökonomi-
schen Nutzen vorausgesetzt. Gerade bei irre-
versiblen Schäden durch die Zerstörung von
Umweltgütern ist dieses Prinzip fragwürdig.
Ein weiteres Problem liegt in der Berücksichti-
gung von erst in der Zukunft auftretenden Nut-
zen und Kosten. Um dies zu erreichen, wird
üblicherweise ein sozialer Diskont angesetzt.
Die Höhe dieses Diskonts hängt davon ab, wie
viel Gewicht die heutige Generation den
Rechten zukünftiger Generationen beimisst.
Ein hoher Diskontsatz vermindert den Wert

zukünftiger Effekte, so dass Maßnahmen mit
kurzfristig zu erzielenden Nutzen präferiert
werden.

Die Kosten-Nutzen-Analyse stellt den
Kern des gesamtwirtschaftlichen Bewertungs-
verfahrens im Rahmen der Bundesverkehrswe-
geplanung zur Auswahl von Investitionsmaß-
nahmen dar.2 Darin werden auch Auswirkun-
gen der vorgeschlagenen Infrastrukturprojekte
auf die Umwelt berücksichtigt. In der Weiter-
entwicklung der KNA gegenüber der Bundes-
verkehrswegeplanung 1992 sollen im laufen-
den Verfahren zusätzlich Lärm außerorts, Kli-
maschäden und Kompensationskosten für Ein-
griffe in Natur- und Landschaft bewertet sowie
das Bewertungsverfahren für Abgase grund-
sätzlich erneuert werden. Um solche Projekt-
wirkungen angemessen zu berücksichtigen, für
die eine Monetarisierung nicht durchführbar
oder sinnvoll erscheint, werden für bestimmte
Projekte Wirkungen des Verkehrswegebaus auf
Natur und Landschaft anhand einer Umweltri-
sikoeinschätzung (URE) bewertet. Neu hinzu-
gekommen im Rahmen des laufenden Verfah-
rens der Bundesverkehrswegeplanung ist eine
Raumwirksamkeitsanalyse (RWA), innerhalb
derer die Verteilungs- und Entwicklungsziele
sowie Entlastungs- und Verlagerungsziele in
einer eigenständigen Bewertungskomponente
untersucht werden. Getrennt hiervon werden
Entlastungen im lokalen Bereich innerhalb der
Beurteilung städtebaulicher Effekte bewertet.
Die Ergebnisse dieser nicht-monetären Beur-
teilungsverfahren werden zusammengefasst in
Form einer qualitativen Einschätzung in die
weitere Projektabwägung eingehen.

Für die laufende Bundesverkehrswegepla-
nung sind weitere bedeutsame Verfahrensfort-
schritte, insbesondere die Bewertung verkehr-
lich interdependenter Maßnahmenbündel und
die Berücksichtigung des induzierten Verkehrs,
erzielt worden. Dennoch bleiben gerade im
Hinblick auf eine umfassende und frühzeitige
Berücksichtigung der Folgen des Bundesver-
kehrswegebaus für die Umwelt einige Schwä-
chen des im Kern der Bewertungsmethodik
gleich gebliebenen Verfahrens zu konstatieren.
So werden die Projekte nicht im vollständigen
Netzzusammenhang beurteilt, d. h. eine Ge-
samtbeurteilung des Verkehrssystems unter
Einbezug aller im Bundesverkehrswegeplan
enthaltenen Projekte erfolgt nicht. Außerdem
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bleibt die systematische Integration der Ergeb-
nisse der nicht-monetären Bewertungen in die
gesamtwirtschaftliche Beurteilung unklar. Dar-
über hinaus verbleiben die oben dargestellten
grundsätzlichen Unzulänglichkeiten von Kos-
ten-Nutzen-Analysen bei der Bewertung von
Umwelt- und Raumordnungseffekten.

Aus diesem Grund ist es notwendig, für
eine nachhaltige strategische Verkehrsplanung
Alternativkonzepte zu den standardisierten
Bewertungsverfahren zu entwickeln, so dass
ökonomische sowie raumwirtschaftliche Funk-
tionalitäten gesteigert und die nachfolgend
genannten Anforderungen der langfristigen
Umweltverträglichkeit erfüllt werden (siehe
z. B. Pearce, Markandya, Barbier 1989; Marti-
nez-Alier 1990):

• die Anerkennung von Grenzen der Auf-
nahmefähigkeit der Ökosysteme,

• die Ablehnung der Hypothese der unbe-
grenzten Substituierbarkeit von Umwelt-
gütern,

• die Berücksichtigung von Umweltrisiken
und

• die Notwendigkeit, die intergenerationale
Fairness bei der Allokation von Gütern zu
berücksichtigen.

Mit diesem Ziel wurde im Rahmen eines
Forschungsvorhabens im Auftrag des Umwelt-
bundesamtes ein Verfahren zur Aufstellung
umweltorientierter Fernverkehrskonzepte ent-
wickelt, das es ermöglicht, die Umweltwirkun-
gen von Verkehrsprojekten bereits im frühest
möglichen Planungsstadium verkehrsträger-
übergreifend und gesamtnetzbezogen abzu-
schätzen und in einer systematischen Abwä-
gung den übrigen Zielen der Verkehrspolitik
gegenüberzustellen und zu bewerten (IWW et
al. 1999).

Verfahren zur Aufstellung umweltorientier-
ter Fernverkehrskonzepte

Das Verfahren folgt dem sogenannten „Back-
casting“-Ansatz3, d.h. Ausgangspunkt sind
umweltpolitische Zielvorstellungen bezogen
auf als kritisch erachtete Umwelteffekte (siehe
Abb. 1). Voraussetzung ist, dass diese Vor-
stellungen durch Umweltqualitätsziele operati-
onalisiert werden, die „Safe Minimum Stan-
dards“ darstellen, d.h. Mindestwerte zum

Schutz vor irreversiblen Umweltschäden. Diese
werden entsprechend der Regel festgelegt, dass
die irreversible Zerstörung von natürlichen
Ressourcen vermieden wird, es sei denn, dass
die sozialen Kosten der Erhaltung nicht mehr
akzeptabel sind.

Abb. 1: Zielgeleitetes Verfahren zur Auf-
stellung umweltorientierter Fern-
verkehrskonzepte
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Quelle: IWW et al. 1999, S. 192

Ausgehend von diesen Umweltzielen und ei-
nem angestrebten Infrastrukturangebot werden
Maßnahmenszenarien entwickelt, deren Um-
setzung die Einhaltung der Umweltziele er-
möglichen soll. Nach der Definition der Szena-
rien gehen diese in eine verkehrsträgerübergrei-
fende Systemprognose und eine Prognose der
globalen, regionalen und lokalen Umweltwir-
kungen ein. Aufgrund dieser Ergebnisse wird
beurteilt, ob mit den angenommenen Maßnah-
men die definierten Umweltziele erreicht wer-
den. Ist dieses nicht der Fall, müssen die Maß-
nahmenszenarien modifiziert und erneut beur-
teilt werden, bis ein ökologisch zielverträgli-
ches Szenario gefunden wird. Falls mehrere
Maßnahmenszenarien das Gültigkeitskriterium
erfüllen, kann über eine Bewertung der wirt-
schaftlichen Konsequenzen das ökonomisch
effiziente Maßnahmenszenario abgeleitet wer-
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den, welches das vorgegebene Umweltzielsys-
tem erfüllt. Auf diese Weise lässt sich ein um-
weltorientiertes Fernverkehrsprogramm auf-
stellen, das neben Infrastrukturprojekten auch
die zur Einhaltung von umweltpolitischen Ziel-
vorgaben notwendigen flankierenden Maß-
nahmen beinhaltet und offen legt.

Die Aufstellung von Verkehrsinfrastruk-
turprogrammen erfordert die Bewertung einer
großen Anzahl von Projektvorschlägen als
Grundlage der zu treffenden Investitionsent-
scheidung. Wegen der großen Anzahl mögli-
cher Maßnahmenkombinationen ist es prak-
tisch unmöglich, jede mögliche Kombination
von Einzelprojekten unter der Annahme flan-
kierender Maßnahmen separat zu beurteilen.
Daher werden alle Einzelprojekte weiterhin in
einer Kosten-Nutzen-Analyse unter Verwen-
dung von sogenannten Opportunitätskosten
bewertet, die aus dem optimalen Maßnahmen-
programm für die Umwelteffekte bestimmt
werden.

Anwendung des Verfahrens am Fallbeispiel

Die Durchführbarkeit des entwickelten Verfah-
rens wurde im Projekt am Fallbeispiel der Ver-
kehrsnetze des Landes Baden-Württemberg
demonstriert. Im Folgenden werden für die
einzelnen Verfahrensschritte die angewendeten
Modelle kurz erläutert und Ergebnisse präsen-
tiert.

Festlegung von Umweltzielen

Das Ziel bei der Entwicklung umweltorientier-
ter Fernverkehrskonzepte ist die Umsetzung
von Leitbildern einer dauerhaft umweltgerech-
ten Entwicklung. Zur Prüfung der Einhaltung
solcher Umweltleitbilder werden auf der einen
Seite Indikatoren benötigt, die ökologische
Zustände in aussagekräftigen Größen wieder-
geben, zum anderen müssen Ziele konkretisiert
werden, an denen die Entwicklung dieser Indi-
katoren gemessen werden kann. Die Anforde-
rungen an die Operationalisierung der Umwelt-
ziele ergeben sich aus der räumlichen Differen-
zierung, der Differenzierung nach Verkehrsträ-
gern, der Festlegung der Bezugsebene und der
Forderung nach Konsistenz der Umweltziele
im Hinblick auf die Schwere und Reversibilität
der Umweltwirkungen.

In Tabelle 1 sind die in diesem For-
schungsvorhaben verwendeten Leitindikatoren
und zugehörigen Umwelthandlungsziele zu-
sammengefasst. Diese Zielwerte wurden aus
einem Katalog von Umweltkriterien des Um-
weltbundesamtes für eine nachhaltige Ent-
wicklung abgeleitet (UBA 1997). Sie repräsen-
tieren die oben geforderten Safe Minimum
Standards. Als Planungshorizont wurde in
Übereinstimmung mit dem BVWP 1992 das
Jahr 2010 gewählt.

Tab. 1: Leitindikatoren für Umweltwir-
kungen und Umwelthandlungsziele

Umwelt-
wirkung

Leitindikatoren Umwelthandlungs-
ziel 1992 - 2010

Klimaer-
wärmung

CO2-Emissionen des
Verkehrs

- 30 %

Sommer-
smog

Verkehrsbedingte
Emissionen von

NOx

VOC

- 80 %

- 70 %

Luftschad-
stoffe

Immissionskonzentration
von

Benzol
Dieselrußpartikeln

2,5 µg/m3
1,5 µg/m3

Lärm Zielpegel für Lärm
tagsüber

≤ 65 dB(A)

Wirkungen
auf Natur
und Land-
schaft

weitere Zerschneidung
geschützter Gebiete

weitere Bodenversiege-
lung

nicht erlaubt

nicht erlaubt

Definition von Maßnahmenszenarien

Ein wesentlicher Schritt bei der Entwicklung
eines umweltorientierten Fernverkehrskonzepts
ist die Definition von Maßnahmenkatalogen,
mit denen sowohl die Einhaltung der umwelt-
politischen Zielvorgaben als auch die ökonomi-
schen und verkehrlichen Anforderungen an ein
leistungsfähiges Verkehrssystem erfüllt werden
können. Hierzu wurden zunächst alle denkba-
ren Maßnahmen zusammengestellt, von denen
ein positiver Einfluss erwartet wurde. Die Stär-
ke des Einflusses der Einzelmaßnahmen auf die
Verkehrsaktivitäten wurde aufgrund von Erfah-
rungen aus anderen Projekten zunächst qualita-
tiv abgeschätzt. Nach der Zusammenstellung
von günstig erscheinenden Einzelmaßnahmen4

zu einem Maßnahmenbündel (im Projekt als
„Grobszenario“ bezeichnet) wurde dieses ope-
rationalisiert und die Wirkungen mittels der
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Verkehrs- und Umweltmodelle prognostiziert.
Aufgrund der Erkenntnisse aus der Wirkungs-
analyse kann es notwendig sein, entweder be-
stimmte Einzelmaßnahmen innerhalb eines
Grobszenarios einer „Feinjustierung“ zu un-
terwerfen oder ein neues Grobszenario mit
einer anderen Kombination von Einzelmaß-
nahmen zu entwerfen.

Innerhalb des Forschungsvorhabens wur-
den ein Basisszenario 1992 sowie ein Trend-
szenario und zwei Grobszenarien für 2010
entwickelt. Der Schwerpunkt des Grobszenari-
os 1 liegt auf ordnungspolitischen Maßnahmen
(z. B. Senkung der zulässigen Höchstge-
schwindigkeit), die auf eine forcierte Umset-
zung technologischer Entwicklungen abzielen.
Technologische Maßnahmen beziehen sich
unter anderem auf Emissionsminderungstech-
nologien und die Absenkung des Durch-
schnittsverbrauches auf 5 

l/100km Otto- bzw. 4
l/100km Dieselkraftstoff. Aber auch Maßnahmen,
die auf die Kostenstruktur der Verkehrsteil-
nehmer Einfluss haben, wurden unterstellt. Das
Grobszenario 2 basiert auf den Ergebnissen
und Erfahrungen aus dem Grobszenario 1. Be-
stimmte Maßnahmen, die im Saldo nur geringe
Wirkungsbeiträge lieferten oder in ihrer Aus-
prägung zu stark waren, wurden aus dem Maß-
nahmenpaket des Grobszenarios 2 entfernt oder
konzeptionell verfeinert (z. B. moderatere Ge-
schwindigkeitsbeschränkungen). Darüber hin-
aus erwies es sich als erforderlich, weitere
Maßnahmen zu ergreifen, um die Zielwertein-
haltung zu erreichen: Neben einem reduzierten
Infrastrukturausbau beim Verkehrsträger Straße
wurden im Grobszenario 2 verschiedene Maß-
nahmen ergriffen, die das Mobilitätsverhalten
beeinflussen. Verkehrsarme Siedlungsstruktu-
ren und Mobilitätspädagogik sind Beispiele
hierfür.

Verkehrsprognose

Die in diesem Projekt durchgeführten Ver-
kehrsprognosen für den Personen- und Güter-
verkehr wurden verkehrsträgerübergreifend aus
Vergleichbarkeitsgründen grundsätzlich auf
Basis der in der Bundesverkehrswegeplanung
üblichen Methoden und der für den BVWP´92
erarbeiteten Verkehrsnachfragematrizen durch-
geführt. Im Unterschied zur Bundesverkehrs-
wegeplanung ist die räumliche Gliederung

feiner, wurde der induzierte Verkehr explizit
berücksichtigt und wurden alle Verkehrsdaten
direkt mit den Umweltdaten unter Zuhilfenah-
me von Rastermodellen verknüpft. Basierend
auf detaillierten Netzen für die Verkehrsträger
Straße, Schiene, Luft und Binnenschiff wurde
der Einfluss der Determinanten des Verkehrs
auf die einzelnen Verkehrskenngrößen in ei-
nem mehrstufigen Verfahren prognostiziert.
Für das Forschungsvorhaben war wesentlich,
dass die eingesetzten Modelle die verkehrli-
chen Wirkungen der zu untersuchenden Maß-
nahmenszenarien abbilden und Daten für die
anschließende Prognose von Umweltwirkungen
in der erforderlichen Genauigkeit und Diffe-
renzierung liefern konnten. Die Basis für die
Umweltmodelle bilden die aus den Verkehrs-
modellen resultierenden Verkehrsbelastungen.

Prognose der Umweltwirkungen

Zur Prognose der Umweltwirkungen wurden
Modelle für Abgasemissionen, Schadstoffkon-
zentrationen, Lärmemissionen und Lärmexpo-
sition sowie Modelle für Wirkungen auf Natur
und Landschaft entwickelt5. Neben Variablen
zu den Verkehrsaktivitäten spielen bei der Mo-
dellierung lokaler oder regionaler Umweltwir-
kungen die Belastungen durch andere Quellen
und die Charakteristika der betroffenen Räume
eine entscheidende Rolle. Um diese räumlichen
Daten in einer für die Ebene der Bundesver-
kehrswegeplanung adäquaten Genauigkeit ab-
zubilden, wurde der Untersuchungsraum in
diesem Projekt mit einem Raster (Auflösung
5x5 km2) überdeckt. Dessen Elementen wurden
aus der Auswertung von Einzelindikatoren
(Bevölkerungsdichten, Anteile an Schutzge-
bietsflächen, meteorologische Daten) be-
stimmte Raumtypen zugeordnet. Für jedes
Rasterelement wurden abschließend aus den
Belastungen einerseits und den Raumcharakte-
ristika andererseits die Umweltwirkungen des
Verkehrs bestimmt und mit den regionalen
Umweltzielen verglichen.

Den Berechnungen der Emissionen des
Verkehrssektors liegen differenzierte Emissi-
onsfaktoren für die Verkehrsträger Straße und
Schiene zugrunde, die mit dem im Auftrag des
Umweltbundesamtes entwickelten Programm
„TREMOD“ (Traffic Emission Estimation
Model) ermittelt wurden (IFEU 1997). Durch
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Verknüpfung der Emissionsfaktoren mit den
Verkehrsbelastungen werden kantenfein die
Straßenverkehrsemissionen berechnet, die wie-
derum den Rasterelementen zugeordnet oder
nach Regionen aggregiert werden können.
Kaltstartemissionen im Innerortsbereich sowie
Verdunstungsemissionen für Kohlenwasser-
stoffe und Benzol wurden dabei ebenfalls be-
rücksichtigt. Die Grundlage für die Berechnung
der Schienenverkehrsemissionen war der
durchschnittliche Energieverbrauch für ver-
schiedene Zugkategorien. Emissionsfaktoren
wurden für die direkten Emissionen der diesel-
betriebenen Bahnen und für die Bahnstrombe-
reitstellung ermittelt. Im Bereich der Binnen-
schifffahrt wurden Schiffstypen unterschiedli-
cher Tragfähigkeit betrachtet, für die der
Schadstoffausstoß über den fahrmodusspezif i-
schen Kraftstoffverbrauch ermittelt wurde.
Tabelle 2 zeigt den Vergleich der für die Sze-
narien prognostizierten Schadstoffemissionen
mit den Zielwerten.

Als Ergebnis lässt sich festhalten, dass die
dominierenden Emissionen des Straßenver-
kehrs durch Verlagerung von Verkehr auf die
Bahn und durch technische Maßnahmen so
weit vermindert werden können, dass mit dem
Grobszenario 2 bezogen auf die Emissionen ein
weitgehend gültiges Fernverkehrskonzept vor-
gelegt werden konnte.

Die Modellierung der Schadstoffkonzent-
rationen von Benzol und Ruß erfolgte durch
sogenannte Screening-Modelle, da auf der
Ebene der Bundesverkehrswegeplanung hö-
herwertige Ausbreitungsmodelle wegen des
hohen Daten- und Rechenaufwandes ausschei-
den. Zur Berechnung der Zusatzbelastung
durch den Verkehr wurde außerhalb bebauter
Gebiete das Verfahren nach MLuS 1992
(FGSV 1996) und innerhalb von Ortschaften
ein vereinfachtes Verfahren nach Lohmeyer (in
Heusch, Boesefeldt 1997) unter Verwendung
von Stadtmodellbausteinen angewendet. Zu-
sätzlich wurde die Höhe der Hintergrundbe-
lastung für verschiedene Siedlungstypen er-
mittelt und für das Jahr 2010 über die Emissi-
onsentwicklung in den Szenarien extrapoliert.

Tab. 2: Vergleich der Zielwerte mit den
Prognosewerten der Szenarien

Ergebnis
Schad-
stoff Ziel

Trend-
szenario

Grob-
szenario 1

Grob-
szenario 2

CO2 - 30 % + 9 % - 21 % - 31 %

NOx - 80 % - 63 % - 74 % - 77 %

VOC - 70 % - 79 % - 81 % - 81 %

Die in den Grobszenarien erreichte Minderung
der Schadstoffkonzentrationen führt dazu, dass
in der überwiegenden Mehrheit der betrachte-
ten Gebiete das Umweltziel 1,5 µg/m3 für Par-
tikel (siehe Abb. 2) und 2,5 µg/m3 für Benzol
erreicht wird. Jedoch auch im Grobszenario 2
müssen weitere Maßnahmen zur Minderung
der Schadstoffkonzentrationen in Stadtkernen
und städtischen Bereichen ergriffen werden,
wobei die Hintergrundbelastung durch das
nachgeordnete Netz und andere Quellen bereits
einen großen Anteil an den erreichten Konzent-
rationen ausmacht.

Abb. 2: Partikelkonzentrationen in den
Szenarien
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Die Modellierung der Lärmbelastung er-
folgt auf der Netzebene aufgrund der Vielzahl
lokaler Einflussgrößen ebenfalls nach einem
sogenannten Screening-Verfahren. Für den
Straßenverkehr wurde zunächst der Mitte-
lungspegel am Straßenrand mit einem Verfah-
ren in Anlehnung an die RLS-90 (BMV 1992)
berechnet. Die durch Straßenverkehrslärm o-
berhalb eines ausgewählten Zielpegels be-
lasteten Einwohner wurden dann über Stadt-
modellbausteine entsprechend eines von
Heusch-Boesefeldt aktualisierten Verfahrens
aus der Bundesverkehrswegeplanung (Heusch,
Boesefeldt 1997) ermittelt. Im Unterschied
hierzu wurden jedoch auch für den Außerorts-
verkehr Belastungen modelliert. Für den Schie-
nenverkehr beruhen die Berechnungen der
Lärmbelastungen an den Trassen auf der Ver-
kehrslärmschutzverordnung - 16. BImSchV.
Anschließend wurde für jede Strecke ein Kor-
ridor bestimmt, in dem der ausgewählte Zie l-
pegel von 65 dB(A) überschritten wird, und
über die Einwohnerdichten die betroffene Be-
völkerung berechnet.

Im Ergebnis sind nach den Berechnungen
im Basisjahr 1992 rund 10 % der Bevölkerung
durch Straßenverkehrslärm und knapp 2 %
durch Schienenverkehrslärm über 65dB(A)
tagsüber betroffen. Die Lärmbelastung durch
den Straßenverkehr kann in vielen Gebieten
durch die im Grobszenario 2 angenommenen
Maßnahmen unter den angestrebten Zielpegel
gesenkt werden. Die deutliche Erhöhung des
Schienenverkehrsanteils in den Grobszenarien
1 und 2 bringt eine verstärkte Lärmbelastung
an bestimmten Trassen mit sich. Im Grobszena-
rio 2 wird diese Belastung durch die verbes-
serte Ausstattung der Züge teilweise kompen-
siert.

Die netzweite Analyse der Auswirkung
von Verkehrsinfrastrukturmaßnahmen auf Na-
tur und Landschaft erfolgt in der Form von
indikatorbezogenen Risikoaussagen für die
Flächeninanspruchnahme, Zerschneidung von
Schutzgebieten und Betroffenheit von Aus-
schlussräumen durch den Verkehrswegebau.
Die ersten beiden Indikatoren wurden durch die
Überlagerung der Verkehrsnetzmodelle mit den
räumlichen Daten ermittelt. Durch den Ver-
zicht auf den Neubau von nur gering befahre-
nen Straßen im Grobszenario 2 können die
Belastungen durch Bodenversiegelung und

durch Segmentation von Gebieten gegenüber
den anderen Szenarien vermindert werden. Die
Inanspruchnahme von Flächen mit besonders
erhaltenswerter naturräumlicher Ausstattung
soll über die Definition von Ausschlussräumen
(s. UBA 1997), in denen kein weiterer Ver-
kehrswegebau zugelassen wird, bereits im frü-
hestmöglichen Stadium der Verkehrsplanung
vermieden werden. Als Ausschlussgebiete
sollten mindestens alle Gebiete gelten, die
durch internationales, nationales oder Länder-
recht unter Schutz gestellt sind. Zur Darste l-
lung des Verfahrens wurde im Projekt auf die
in digitaler Form vorliegenden Naturschutzge-
biete des Landes Baden-Württemberg zurück-
gegriffen. Für jedes Element des verwendeten
Gitternetzes wurde der Anteil an Naturschutz-
gebietsflächen berechnet. Liegt dieser Flächen-
anteil oberhalb eines definierten Wertes, ist mit
einem erheblichen Risiko für die Betroffenheit
des Schutzgebietes durch den Verkehrswege-
bau zu rechnen. Durch Überlagerung der Ver-
kehrswegenetze mit den so klassifizierten Ras-
terelementen (siehe Abb. 3) lassen sich diejeni-
gen Infrastrukturprojekte ermitteln, für die
bereits auf der strategischen Planungsebene ein
hohes Risiko der Verletzung von Schutzzielen
durch den Verkehrswegebau identifiziert wer-
den kann.
Abb. 3: Risikoeinschätzung für Naturschutz -

gebiete durch Verkehrswegebau
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Darauf basierend wurde der Investitions-
aufwand zur Vermeidung dieses Risikos im
Falle von Neubaumaßnahmen durch Umge-
hung der Ausschlussgebiete oder bei Ausbau-
maßnahmen durch kompensierende bautechni-
sche Maßnahmen berechnet.

Ökonomische Bewertung und Opportunitäts-
kostenberechnung

Nachdem mit dem Grobszenario 2 ein weitge-
hend mit den Umweltzielen vereinbares Maß-
nahmenszenario entwickelt wurde, erfolgte die
wirtschaftliche Bewertung der Szenarien, die
sich auf die Effekte konzentriert, welche die
Wirtschaftlichkeit im engeren Sinne beschrei-
ben. Dieses sind Veränderungen der Betriebs-
kosten, Infrastrukturkosten, Zeitkosten und
Unfallkosten. Deren Quantifizierung wurde
mittels der oben erwähnten, standardisierten
Bewertungsverfahren durchgeführt. Zusätzlich
wurden Änderungen im Mobilitätsverhalten
monetär bewertet. Die Kostensteigerung im
Grobszenario 2 fällt im Vergleich zum Grob-
szenario 1 gering aus, da im zweiten Grobsze-
nario angestrebt wurde, die ökonomischen
Nachteile durch die Szenarienmaßnahmen
möglichst zu reduzieren.

Die Kosten der Szenarien bilden die
Grundlage der Berechnung der Opportunitäts-
kosten für die Erreichung der Umweltziele.
Diese Kosten können in der KNA für Einzel-
projektbewertungen eingesetzt werden, solange
die Rahmenbedingungen des Maßnahmensze-
narios nicht grundlegend geändert werden. Die
Opportunitätskosten lassen sich folgenderma-
ßen beschreiben: Führt ein Verkehrsinfra-
strukturprojekt zu einer Verletzung von Um-
weltzielen um 1 Einheit, so müssen zur Wie-
derherstellung des optimalen Szenarios zusätz-
liche Abwehrmaßnahmen ergriffen werden, die
zu ökonomischen Einbußen in einer bestimm-
ten Höhe führen – den Opportunitätskosten.
Um diese zu bestimmen, werden die gesamten
Kosten eines Szenarios nach einem mehrstufi-
gen Verfahren auf die Umwelteffekte umge-
legt. Die Kosten der globalen Maßnahmen
werden den Luftschadstoffen zugeordnet. Das
Ziel der Umgehung von Ausschlussräumen und
die Lärmproblematik wurden gesondert behan-
delt, da hier zielgerichtete lokale Maßnahmen
bestimmt werden können.

Um das unterhalb der definierten Umwelt-
ziele noch vorhandene Restrisiko zu berück-
sichtigen, werden in dem entwickelten Bewer-
tungsmodell direkte monetäre Bewertungsan-
sätze einbezogen: während bei Überschreitun-
gen der Umweltstandards der Opportunitäts-
kostenansatz zum Einsatz kommt, werden Be-
lastungen unterhalb der fixierten Standards mit
Schadenskosten oder Zahlungsbereitschaften
bewertet. Hierzu wurden in diesem Vorhaben
aktualisierte und erweiterte monetäre Wertan-
sätze für Natur und Landschaft, bodennahes
Ozon, den zusätzlichen Treibhauseffekt und
Lärm außerhalb von Wohnungen entwickelt
sowie Verbesserungen der Bewertung von Ab-
gasbelastungen und der Bestimmung der inner-
und außerörtlichen Verkehrsanteile vorge-
schlagen (siehe auch Kraetzschmer 1997).

Fazit

Die im Verkehrsbericht 2000 des Bundesmi-
nisteriums für Verkehr skizzierten Weiterent-
wicklungen der Bewertungsmethodik für Ver-
kehrsinfrastrukturinvestitionen im Rahmen der
Bundesverkehrswegeplanung bedeuten einen
erheblichen Fortschritt gegenüber dem Verfah-
ren von 1992. Im Hinblick auf eine angemes-
sene und gleichwertige Behandlung von Um-
weltzielen bestehen jedoch weiterhin methodi-
sche Defizite. Eine verbesserte Integration von
Umweltaspekten in die nationale Verkehrspla-
nung wird auch in Anbetracht der in Kürze zu
erwartenden Europäischen Richtlinie zur Um-
weltverträglichkeitsprüfung von Plänen und
Programmen (engl.: strategic environmental
assessment, SEA) notwendig werden.

In dem oben beschriebenen Projekt wurde
ein Verfahren entwickelt, mit dem die Bewer-
tung von Umweltwirkungen in die Bundesver-
kehrswegeplanung gesamtnetzbezogen und
verkehrsträgerübergreifend integriert werden
kann. Damit kann ein Fernverkehrskonzept
entworfen werden, das den Anforderungen der
langfristigen Umweltverträglichkeit entspricht
und gleichzeitig die ökonomische und raum-
wirtschaftliche Funktionalität des Verkehrs-
systems steigert. Der von definierten Umwelt-
zielen ausgehende Backcasting-Ansatz bietet
den Vorteil, dass nicht nur Szenarien hinsicht-
lich ihrer Umweltfolgen eingeschätzt und ver-
glichen werden, sondern dass ausdrücklich ein
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Szenario entwickelt wird, das den geltenden
umweltpolitischen Zielvorstellungen entspricht.
Durch den Einsatz von Opportunitätskosten,
die sich aus dem optimalen Maßnahmenszena-
rio ergeben, wird wiederum eine Abstimmung
zwischen den angestrebten Umweltstandards
und den in der Projektbewertung benutzten
Kostenwerten für Umwelteffekte hergestellt.
Ein entscheidender Bestandteil des Verfahrens
ist die Festlegung der Umweltqualitätsziele.
Hier ist es sinnvoll, dass die vom Planungsver-
antwortlichen eingebrachten Werte zunächst in
einem Abstimmungsprozess mit nationalen und
internationalen Gremien erarbeitet bzw. abge-
stützt werden, um gesellschaftlich konsensfähi-
ge Ziele zu erhalten.

Insgesamt liegt mit dem vorgestellten Ver-
fahren ein alternatives Konzept für die Bewer-
tung der langfristigen Wirkungen von Investiti-
onen in die Verkehrsinfrastruktur vor. Weitere
Potentiale für Verbesserungen der Vorgehens-
weise der Bundesverkehrswegeplanung liegen
in einer Modernisierung des Anmeldeverfah-
rens für Projektvorschläge und in einer Weiter-
entwicklung des Bewertungsverfahrens in
Richtung einer systembezogenen Bewertung.
Eine Systematik oder ein standardisiertes Ver-
fahren für die Projektanmeldung besteht bis-
lang nicht. Es ist vorstellbar, dass die Projekt-
vorschläge aus einer Engpassanalyse abgeleitet
werden müssten, in der festgestellt wird, an
welchen Stellen das Infrastrukturnetz vorgege-
benen Leistungskriterien nicht entspricht. Auf
diese Weise könnte auch der Bewertungsauf-
wand in der Bundesverkehrswegeplanung
deutlich reduziert werden. Für ein derartiges
Verfahren ist es notwendig, verkehrsträ-
gerübergreifend vergleichbare Engpassindika-
toren zu entwickeln. Ein weiterer Schwach-
punkt des bislang angewendeten Verfahrens ist
die fehlende Berücksichtigung von dynami-
schen Rückkopplungsmechanismen insbeson-
dere zwischen Verkehr und Wirtschaft bzw.
Flächennutzung. Zwar werden Effekte des
Infrastrukturausbaus auf Wirtschaft und Ge-
sellschaft in der Kosten-Nutzen-Analyse er-
mittelt, deren Rückwirkungen auf den Verkehr
werden jedoch in der zugrunde gelegten und
vorab erstellten Verkehrsprognose nicht mitbe-
rücksichtigt. Jüngste Forschungsarbeiten (z. B.
Kuchenbecker 2000) und die Verfügbarkeit
leistungsfähiger Computertechniken zeigen

neue Möglichkeiten auf, die langfristige Prog-
nose und Bewertung in der Verkehrsplanung
durch kombinierte, räumlich fein differenzierte
und dynamische Modelle für Wirtschaft, Ver-
kehr und Flächennutzung erheblich zu verbes-
sern.

Vor dem Hintergrund dieser Erkenntnisse
erscheint es angebracht, den Prozess zur Wei-
terentwicklung der in der strategischen Ver-
kehrplanung eingesetzten Bewertungsmetho-
den weiter zu forcieren und so die Entwicklung
von nachhaltigen Verkehrskonzepten zu unter-
stützen.

Anmerkungen

1) IWW, IFEU, Kessel+Partner, Planungsgruppe
Ökologie, PTV Consult: Entwicklung eines
Verfahrens zur Aufstellung umweltorientierter
Fernverkehrskonzepte als Beitrag zur Bundes-
verkehrswegeplanung. Berichte des Umwelt-
bundesamtes 4/99, Erich Schmidt Verlag Ber-
lin, 1999

2) Zur ausführlichen Darstellung siehe Bundes-
minister für Verkehr 1993

3) Der Backcasting-Ansatz wurde unlängst auch
in anderen Forschungsprojekten angewendet,
z. B. im POSSUM-Projekt des 4. Rahmenpro-
gramms der Europäischen Kommission und im
EST (Environmentally Sustainable Transport)-
Projekt der OECD; auch beschrieben in Ba-
nister 2000 sowie University College London
et al. 1999

4) Basierend auf dem Maßnahmenplan des Um-
weltbundesamtes, 1997

5) Eine detaillierte Beschreibung der Modelle
findet sich in Gühnemann 2000
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«

Stand der Weiterentwicklung
der Bundesverkehrswege-
planung
Zwischenbericht zur methodischen Über-
arbeitung im Verkehrsbericht 2000

von Ekkehard Fulda, Karlsruher Forum
Ethik in Recht und Technik e.V.

Das Gesamtverfahren und die Methodik der
Bundesverkehrswegeplanung (BVWP)
stammen in ihrer formal noch geltenden
Fassung aus dem Jahre 1992. Wie bereits
1999 angekündigt, hat das Bundesministe-
rium für Verkehr, Bau- und Wohnungswe-
sen in seinem im November erschienenen
„Verkehrsbericht 2000“ einen „Zwischenbe-
richt“ zur Überarbeitung der BVWP gege-
ben, dessen Hauptergebnisse in dem Bei-
trag wiedergegeben sind. Eingearbeitet sind
zur Ergänzung einige interessante Details
aus einer Zusammenfassung eines Vortrags
von Dr. Peter Gehrung von der „Projekt-
gruppe Bundesverkehrswegeplanung“ des
BMVBW.

1 Voraussetzungen und Ausgangs-
punkte

Seitens des Bundesministeriums für Verkehr,
Bau- und Wohnwesen (BMVBW) wird das
gesamtwirtschaftliche Bewertungsverfahrens
für Verkehrswegeinvestitionen des Bundes in
der „Projektgruppe Bundesverkehrswegepla-
nung“ fortentwickelt, die Bestandteil der
Grundsatzabteilung ist. Den Ausgangspunkt


